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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 16. Januar 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass der Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit die Genehmigung zur 
Ausarbeitung eines Initiativberichts gemäß Artikel 163 der Geschäftsordnung über 
Chancengleichheit für Frauen und Männer in der Europäischen Union erhalten hat.

In der Sitzung vom 15. Mai 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass er den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten als mitberatenden 
Ausschuss benannt hat.

Der Ausschuss hatte in seiner Sitzung vom 20. Mai 2003 Joke Swiebel als Berichterstatterin 
benannt.

Er prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 11. September, 3. November und 
26. November 2003.

In der letztgenannten Sitzung nahm er den Entwurf einer Entschließung einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Anna Karamanou, Vorsitzende; Marianne Eriksson, 
stellvertretende Vorsitzende; Olga Zrihen Zaari, stellvertretende Vorsitzende; Joke Swiebel, 
Berichterstatterin; Regina Bastos, Armonia Bordes, Ilda Figueiredo (in Vertretung von 
Feleknas Uca), Marialiese Flemming (in Vertretung von Christa Klaß), Geneviève Fraisse, 
Fiorella Ghilardotti, Koldo Gorostiaga Atxalandabaso, Lissy Gröner, Catherine Guy-Quint (in 
Vertretung von Marie-Hélène Gillig, gemäß Art. 153 Abs. 2 der Geschäftsordnung), Mary 
Honeyball, Rodi Kratsa-Tsagaropoulou, Thomas Mann, Miet Smet, Patsy Sörensen, Helena 
Torres Marques, Elena Valenciano Martínez-Orozco, Anne E.M. Van Lancker (in Vertretung 
von Christa Prets) und Sabine Zissener.

Die Stellungnahme des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ist 
diesem Bericht beigefügt. 

Der Bericht wurde am 17. Dezember 2003 eingereicht.
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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu Chancengleichheit für Frauen und Männer in der Europäischen Union 
(2003/2011(INI))
Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Berichts der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - 
Chancengleichheit für Frauen und Männer in der Europäischen Union - Jahresbericht 2002 
(KOM (2003) 98),

–  in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat -
Rahmenstrategie für die Gleichstellung von Frauen und Männern - Arbeitsprogramm für 
das Jahr 2003 (KOM(2003) 47),

– in Kenntnis der Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern (2001-2005)1, der Arbeitsprogramme 2001, 2002 und 2003 der Kommission2 
und der Jahresberichte 2000, 2001 und 2002 der Kommission3,

– unter Hinweis auf Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 sowie Artikel 141 des EG-Vertrags 
und Artikel 23 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union4,

– gestützt auf Artikel 163 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Rechte der Frau und Chancengleichheit 
und die Stellungnahme des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 
(A5-0481/2003),

A. in der Erwägung, dass die Kommission schrittweise die in der Rahmenstrategie für 2001 
bis 2005 festgelegten Ziele erreichen will und daran alle ihre Dienststellen beteiligen wird,

B. in der Erwägung, dass die festgelegten Ziele nicht in messbarer Form definiert sind und 
dass daher nur schwer nachzuprüfen ist, ob die Kommission bei ihren Maßnahmen 
wirklich Fortschritte erzielt,

C. in der Erwägung, dass der Jahresbericht 2002 der Kommission eine klare 
Zustandsbeschreibung sowie eine Erläuterung der wichtigsten juristischen Entwicklungen 
in den Mitgliedstaaten und Beitrittsländern enthält, dass der Bericht jedoch keine 
Auskunft über Verstöße gegen die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften durch die 
derzeitigen Mitgliedstaaten gibt und keine eingehende Analyse und Bewertung der 
bestehenden Situation beinhaltet,

D. in der Erwägung, dass die Strukturfonds, insbesondere der Europäische Sozialfonds, eine 
Komplementär- und Initiativrolle bei den von den Mitgliedstaaten durchzuführenden 
Maßnahmen zur Förderung der Frauenbeschäftigung auf nationaler wie auf lokaler Ebene 

1 KOM(2000) 335.
2 KOM(2001) 119 und KOM(2001) 773.
3 KOM(2001) 179 und KOM(2002) 258.
4 ABl C 364 vom 18.12.2000, S. 1.
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übernehmen müssen,

E. in der Erwägung, dass im Rahmen der Umsetzung der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie und im Hinblick auf die Verwirklichung der Vollbeschäftigung 
und die Schaffung von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen das weibliche 
Unternehmertum durch spezielle Maßnahmen, u.a. gezielte Ausbildung und Erleichterung 
des Zugangs zu Krediten, gefördert werden muss,

Jahresbericht Chancengleichheit - 2002

1. ist erfreut über die Bemühungen der Kommission zur Förderung der Chancengleichheit 
für Männer und Frauen in vielen Politikbereichen der Union; bedauert jedoch, dass die 
Generaldirektionen Wirtschaft und Finanzen, Wettbewerb, Energie und Verkehr, Steuern 
und Zollunion, Gesundheits- und Verbraucherschutz, Handel, Erweiterung, Büro für 
humanitäre Hilfe - ECHO, Haushalt, Dienststelle Interne Rechnungsprüfung, 
gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst, Übersetzungsdienst, Dienststelle 
Veröffentlichungen, Juristischer Dienst, Presse und Kommunikation wenig Bereitschaft 
zeigen, "Gender Mainstreaming" in ihre Politik einzubeziehen oder neue spezifische 
politische Maßnahmen zu ergreifen; appelliert daher an die 10 verantwortlichen 
Kommissionsmitglieder, innerhalb ihrer Dienststellen und Politikbereiche die 
Gleichstellungspolitik besser zu berücksichtigen und das Parlament bis zum 31. Dezember 
2004 über die von ihnen durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten;

2. stellt - erneut - mit Bedauern fest, dass in diesem Jahresbericht kaum auf die Maßnahmen 
der Kommission zur Beibehaltung der bestehenden Rechtsvorschriften im Bereich der 
Chancengleichheit durch die derzeitigen Mitgliedstaaten eingegangen wird, sondern dass 
man dazu die allgemeinen Berichte der Kommission über die Umsetzung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften konsultieren muss;

- ist der Ansicht, dass der Jahresbericht über die Chancengleichheit als Bericht über 
diesen Politikbereich seine Funktion als Dokument integraler Verantwortung nicht 
erfüllen kann, wenn nicht auch diese Maßnahmen behandelt werden;

- ersucht die Kommission deshalb, in künftigen Jahresberichten in einem gesonderten 
Kapitel über den Besitzstand „Chancengleichheit“ eine Übersicht über die Umsetzung 
der Rechtsvorschriften über die Chancengleichheit in den derzeitigen Mitgliedstaaten 
als auch in den neuen Mitgliedstaaten, die Rückstände und Mängel und die von der 
Kommission diesbezüglich ergriffenen Maßnahmen zu geben;

3. ist erfreut darüber, dass das Aktionsprogramm für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern für die Beitrittsländer im Jahr 2002 geöffnet wurde; ersucht die Kommission, bei 
der Gewährung von Finanzmitteln für Projekte in diesen Ländern die Beteiligung durch 
Frauen selbst besonders zu berücksichtigen, und zwar sowohl im Hinblick auf die 
Ausführung der Projekte als auch auf diejenigen, die durch diese Projekte unterstützt 
werden;

4. ersucht die Kommission, dem Parlament vor Ablauf ihres Mandats Informationen für die 
Jahre 1999 bis 2002 zu übermitteln, aus denen ersichtlich ist:
- welcher Prozentsatz ihrer allgemeinen Hilfe für die Beitrittsländer Projekten und 
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Programmen zugute kommt, die auf die Gleichstellung der Geschlechter ausgerichtet 
sind, 

- um welche konkreten Projekte und Programme es geht und 
- wie viele Frauen in den Beitrittsländern damit erreicht werden oder sich an diesen 

Projekten und Programmen beteiligen;

5. bedauert, dass die Gleichstellungspolitik der Europäischen Union wenig erkennbaren 
Zusammenhang mit der Politik der Vereinten Nationen zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern aufweist, wie sie insbesondere in der Aktionsplattform1 festgelegt ist, und dass 
aus dem Jahresbericht nicht klar ersichtlich ist, welche Tätigkeiten der Rat in diesem 
Rahmen im Jahr 2002 durchgeführt hat; drängt daher auf:
- Veröffentlichung der vom Rat behandelten Berichte über Indikatoren und Benchmarks 

auf verschiedenen Teilgebieten,
- einen Bericht des Rates an das Europäische Parlament über die Anwendung der 

festgelegten Indikatoren und Benchmarks, so dass beurteilt werden kann, in welchem 
Maße die Mitgliedstaaten Fortschritte in den verschiedenen Teilgebieten erzielt haben;

6. ersucht die Mitgliedstaaten und Beitrittsländer, das Problem guter und bezahlbarer 
Kinderbetreuungseinrichtungen weiter oben auf die Tagesordnung zu setzen, damit die 
Ziele des Europäischen Rates von Barcelona bis 2010 erreicht werden, nämlich für 
wenigstens 90% der Kinder zwischen drei Jahren und dem schulpflichtigen Alter und für 
33% der Kinder unter drei Jahren ein Kinderbetreuung anzubieten;

7. ersucht die Kommission, dem Parlament eine Übersicht über die erzielten Ergebnisse der 
Projekte zu unterbreiten, die im Rahmen der prioritären Aktionen 2001 (gleiches Entgelt) 
und 2002 (Vereinbarkeit von Beruf und Familie) mit 8 Mio. € bzw. 7,5 Mio. € finanziert 
wurden, und darzulegen, inwiefern die gesteckten Ziele – insbesondere die Verringerung 
der Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen in der Union, die Verbesserung des 
Zugangs zu bezahlbarer und guter Betreuung, die ausgewogene Aufteilung von 
Betreuungs- und Haushaltstätigkeiten, Förderung des Vaterschaftsurlaubs und flexible 
Regelungen – durch diese Projekte erreicht wurden;

8. appelliert an die Kommission, einen umfassenderen Bericht über die Zahl der Frauen zu 
unterbreiten, die Vorschläge vorgelegt haben oder im Rahmen der Finanzierungs- und 
Beihilfesysteme der Europäischen Kommission in den Jahren 2001 und 2002 von 
Bedeutung sind, und richtet die Frage an die Kommission, wie viele Frauen wirklich von 
diesen Finanzsystemen profitiert haben;

9. ersucht die Kommission, politische Maßnahmen zur Normalisierung der enttäuschend 
niedrigen Beteiligungs- und Zugangsquote von Frauen bei den neuen Informations- und 
Telekommunikationstechnologien zu ergreifen, und hierbei besonderes Augenmerk zu 
richten auf jene Frauen, die Gefahr laufen, von den Errungenschaften der 
Informationsgesellschaft ausgeschlossen zu werden, wie ältere Frauen, arbeitslose und 
schlecht verdienende Frauen, Emigrantinnen, Frauen, die ethnischen Minderheiten 
angehören, Landwirtinnen und behinderte Frauen, um dem Entstehen einer Gesellschaft 
der zwei Geschwindigkeiten entgegen zu wirken;

1 http://www.un.org/womenwatch/daw/beijing/platform/
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10. stellt fest, das Ehefrauen in ländlichen Gebieten bezüglich ihres Rechts auf Arbeit und 
sozialen Schutz häufig in einer besonders benachteiligten Situation sind, und fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, besonders darauf zu achten, dass in diesem 
Bereich Gleichberechtigung und Chancengleichheit garantiert sind, und zwar 
einschließlich der Einbeziehung des Grundsatzes „gleicher Lohn bei gleicher Arbeit“ in 
den Bereich der Agrarindustrie;

11. dringt auf eine schnelle und tatsächliche Umsetzung der Erklärung von Brüssel über den 
Menschenhandel und ersucht die Kommission, dem Europäischen Parlament über die 
diesbezüglichen Fortschritte Bericht zu erstatten, und zwar auf der Grundlage von 
Indikatoren und Mechanismen, die eine ständige Kontrolle des Fortschritts ermöglichen; 
ersucht die Kommission ferner, eine Studie über die Lage der Opfer des Menschenhandels 
auszuarbeiten, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können, weil sie mit 
Problemen mit ihrer Familie und/oder den Menschenhändlern konfrontiert werden, und 
außerdem zu prüfen, auf welche Weise den Opfern des Menschenhandels, die nach der 
Rückkehr in ihr Herkunftsland wirklich bedroht werden oder keinerlei Möglichkeit haben, 
sich gesellschaftlich, sozial oder wirtschaftlich zu reintegrieren, nachträglich aus 
humanitären Gründen das Recht auf eine Aufenthaltserlaubnis in der Union gewährt 
werden kann;

Arbeitsprogramm 2003

12. bedauert, dass das Arbeitsprogramm 2003 im Hinblick auf die prioritären Aktionen im 
Vergleich zum Arbeitsprogramm 2002 nur eine Wiederholung darstellt, und zeigt sich 
dagegen erfreut darüber, dass das Arbeitsdokument Kommissionsbedienstete ein sehr 
konkretes Bild der durchzuführenden politischen Maßnahmen innerhalb der 
verschiedenen Dienststellen der Kommission vermittelt; regt die Kommission an, 
weiterhin derartige umfassende interne Arbeitsprogramme auszuarbeiten, außerdem 
jedoch auch eine Analyse und Bewertung der dadurch erzielten Ergebnisse 
bereitzustellen;

13. äußert die Hoffnung, dass die Kommission sich der Tatsache bewusst ist, dass dieses 
Arbeitsprogramm und das zugrunde liegende Arbeitsdokument sehr intern ausgerichtet 
und außerhalb der Kommission kaum bekannt sind; ist der Ansicht, dass die Kommission 
eine aktivere Rolle bei der Förderung der Verbreitung dieser Dokumente und der 
Erhaltung ihrer Webseite auf dem neuesten Stand spielen sollte, damit Ministerien und 
Einrichtungen in den Mitgliedstaaten diesem Beispiel folgen können;

14. ersucht die Kommission um eine Erklärung darüber, warum im Gegensatz zu der im 
Beschluss 2000/407/EG vom 19. Juni 2000 festgelegten Absicht im Jahr 2002 von der 
Kommission weniger Frauen in die Komitees und Sachverständigengruppen berufen 
wurden als im Jahr 2001, sodass die Kluft zwischen Männern und Frauen in den Komitees 
und Sachverständigengruppen sich vergrößert hat; ersucht die Kommission, ferner einen 
Bericht über die Gründe vorzulegen, die zu einem positiven Ergebnis der anderen 
Einrichtungen geführt haben, die im Jahr 2002 durchaus mehr Frauen berufen haben;

15. erinnert an die Studie der Europäischen Kommission über die Realisierbarkeit des 
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Europäischen Instituts für Geschlechterfragen und ersucht die Kommission, dem 
Europäischen Parlament mitzuteilen, welchen Standpunkt sie in dieser Angelegenheit 
vertritt und welche Schritte sie zu unternehmen beabsichtigt;

16. betont, dass die Kommission in der Schlussphase bis zum Beitritt im Mai 2004 an die 
Beitrittsländer appellieren sollte, eine Sensibilisierungskampagne für die Gleichstellung 
von Männern und Frauen durchzuführen, um ihre Bürger über ihre Rechte zu informieren, 
und dabei für ausreichende justizielle Kapazität zu sorgen, um Streitigkeiten auf diesem 
Gebiet effizient zu schlichten und die Verstärkung der institutionellen und administrativen 
Kapazitäten auf diesem Gebiet zu gewährleisten;

17. betont erneut die Bedeutung, die der Überwachung der Einhaltung des Besitzstands 
„Chancengleichheit“ durch die Kommission zukommt, und ersucht die Kommission 
daher, das Netzwerk der juristischen Sachverständigen auf dem Gebiet der 
Chancengleichheit so schnell wie möglich durch Sachverständige aus den Beitrittsländern 
zu erweitern;

18. unterstreicht die Bedeutung eine positiven Umsetzung der Rahmenstrategie für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern und betont, insbesondere unter Bezugnahme auf 
die für 2003/2004 festgelegten Prioritäten – Frauen im Entscheidungsprozess – die 
Notwendigkeit, die Präsenz von Frauen in den Zentren für Wirtschaftsentscheidungen auf 
öffentlicher wie privater Ebene zu verstärken; betont, dass der Schwerpunkt des 
Aktionsplans im Zusammenhang mit der Rahmenstrategie für die Gleichstellung auf der 
Förderung des Gender Mainstreaming in den Wirtschaftssektoren liegen muss, wobei 
spezielle Maßnahmen und Instrumente, u.a. Gender Budgeting, vorzusehen sind;

19. begrüßt das „Options Paper“ der Kommission vom Juli 20011 für die Vereinfachung und 
Verbesserung der Rechtsetzung auf dem Gebiet der Gleichstellung von Männern und 
Frauen und
– ersucht die Kommission, sobald wie möglich auch aufgrund der eingegangenen 

Reaktionen eine Schlussfolgerung über die anzuwendende Strategie zu ziehen und 
diese in einen oder mehreren Vorschlägen für Rechtsvorschriften umzusetzen;

– ersucht die Kommission, auf jeden Fall die Notwendigkeit einer Abstimmung mit 
folgenden Richtlinie zu berücksichtigen: Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft, der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf und der 
Änderungsrichtlinie 2002/73/EG sowie mit einem noch vorzulegenden 
Richtlinienvorschlag über Gleichbehandlung von Männern und Frauen außerhalb des 
Berufslebens;

20. begrüßt den Kommissionsvorschlag für einen Richtlinienvorschlag zur Förderung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit für Frauen und Männer beim Zugang zu Waren und 
Dienstleistungen und ihrer Lieferung; ist dennoch der Ansicht, dass die Rechtsvorschriften 
über die Chancengleichheit von Männern und Frauen künftig auf gleiche Ebene mit den 
Rechtsvorschriften über die Bekämpfung der Rassendiskriminierung gestellt werden sollte 

1 http://europa.eu.int/comm/employment_social/news/2003/jul/options_en.pdf

http://europa.eu.int/comm/employment_social/news/2003/jul/options_en.pdf
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und daher auch sozialen Schutz einschließlich der Gesundheitsfürsorge, sozialer Vorteile 
und Bildung beinhalten sollte;

21. ist erfreut über die Ankündigung von Kommissionsmitglied Diamantopoulou, im Frühjahr 
2004 ein Grünbuch über die Entwicklung einer alles umfassenden Politik zur Bekämpfung 
der Diskriminierung vorzulegen; ist der Ansicht, dass die Europäische Union eine 
Antidiskriminierungspolitik auf verschiedenen Gebieten führen sollte, die ein 
gleichartiges Schutzniveau beinhaltet;

22. ist erfreut über die Ankündigung der Kommission, Ende 2003 eine zwischenzeitliche 
Bewertung des Aktionsprogramms 2001-2005 vorzulegen, und ersucht darum, diese 
Bewertung dem Parlament zu unterbreiten;

23. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat und den 
Regierungen der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Der Charakter der Jahresberichte über die Chancengleichheit

Am 5. März 2003 legte die Kommission ihren 7. Jahresbericht über Chancengleichheit für 
Frauen und Männer in der Europäischen Union vor – KOM(2003) 98 endg. Im Gegensatz zu 
dem, was der Titel zu implizieren scheint, geht es in diesem Jahresbericht nicht in erster Linie 
darum, ein detailliertes Bild der Situation der Frauen gegenüber der der Männer in den 
Mitgliedstaaten zu entwerfen. In diesem Zusammenhang wird auf die Veröffentlichung von 
Eurostat „Das Leben von Frauen und Männern in Europa“ (2002) verwiesen. Ziel des 
Berichts ist es, einen Überblick über die wichtigsten Entwicklungen und Ergebnisse – sowohl 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten als auch auf europäischer Ebene – auf dem Gebiet der 
Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen zu geben – Entwicklungen, die 
stattgefunden haben, und Ergebnisse, die im Jahr 2002 erzielt wurden. Es handelt sich hier 
also um einen Bericht über einen Politikbereich. Es wäre besser, wenn dies auch im Titel zum 
Ausdruck gebracht würde.

Die Politik im Hinblick auf die Chancengleichheit für Männer und Frauen fällt zu gleichen 
Teilen unter die Verantwortlichkeit der Union und der Mitgliedstaaten. In diesem Rahmen 
besteht die wichtigste Aufgabe des Europäischen Parlaments darin, Kommission und Rat auf 
das anzusprechen, was sie in diesem Zusammenhang im Berichtsjahr getan oder unterlassen 
haben. Das Vorgehen einzelner Mitgliedstaaten steht nur im Europäischen Parlament zur 
Diskussion, sofern es die Mitwirkung an den im Rahmen der EU vereinbarten 
Rechtsvorschriften und politischen Leitlinien und ihre Einhaltung betrifft. Auch müsste das 
Europäische Parlament prüfen, ob die Kommission ihrer Rolle als „Hüterin der Verträge“ 
gerecht geworden ist, mit anderen Worten, ob sie ihrer Pflicht nachgekommen ist und 
ausreichend von ihrer Befugnis Gebrauch gemacht hat, die Mitgliedstaaten, die die 
diesbezüglichen Rechtsvorschriften der EU nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben, gemäß 
Artikel 226 EGV zur Ordnung zu rufen. Leider reichen die in dem Jahresbericht enthaltenen 
Informationen nicht aus, um in diesem Zusammenhang eine präzise Beurteilung er 
ermöglichen. Trotz aller politischen Pläne und Rechtsvorschriften bleibt es bei der erwiesenen 
Tatsache, dass eine Frau in der Union durchschnittlich 84% des Lohns eines Mannes verdient, 
dass die Trennung nach Geschlechtern auf dem Arbeitsmarkt in der Union und in den 
Beitrittsländern noch immer erhebliche Ausmaße aufweist und dass die durchschnittliche 
Arbeitslosigkeit im Jahr 2001 in der Union bei Frauen 2,3% höher lag als bei Männern.

Es liegt auf der Hand, dass das Parlament die Tätigkeiten von Kommission und Rat (bzw. ihr 
Ausbleiben) an dem Aktionsprogramm 2001-2005 misst, dass der Rat am 20. Dezember 
20001 angenommen hat und das auf die Unterstützung der Rahmenstrategie ausgerichtet ist, 
wie sie von der Kommission am 7. Juni 2000 – KOM(2000) 335 – vorgeschlagen wurde. Eine 
Schwierigkeit besteht dabei darin, dass weder der Rat noch die Kommission in den 
vorgenannten Dokumenten die festgelegten Ziele in messbarer Weise definiert hat. Das 
Parlament kann daher höchstens prüfen, ob die durchgeführten Tätigkeiten sich in dieselbe 
Richtung bewegt haben, wie sie zuvor in den genannten Dokumenten angegeben war.

1 ABl. L 17/22 vom 19.1.2001.
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Die Kommission hat in der Rahmenstrategie 2001-2005 eine Reihe von Hilfsmitteln 
eingeführt, um eine kohärente Politik auf diesem Gebiet zu verfolgen, z.B. klare 
Beurteilungskriterien, Kontrollinstrumente, Benchmarking, Prüfung des Geschlechteraspekts 
und Bewertung. Bei der Umsetzung der Rahmenstrategie und der diesbezüglichen 
Berichterstattung werden diese Aspekte jedoch nicht klar erkennbar, was einen 
ordnungsgemäßen Vergleich zwischen Planung und Ausführung unmöglich macht.

Konkretere Informationen bieten (wahrscheinlich) die von der Kommission ausgearbeiteten 
jährlichen Arbeitsprogramme. Ihre Berichterstatterin hat sich daher auch – um einen 
Vergleich zwischen geplanter und realisierter Politik zu ermöglichen – insbesondere noch 
einmal mit dem Arbeitsprogramm für 2002 (KOM(2001) 773) und in das dazugehörige 
amtliche Kommissionsdokument SEK (2001) 1992 befasst. Auch wurde die Entschließung in 
die Betrachtung einbezogen, die das EP in diesem Zusammenhang angenommen hat (P5_TA 
2002-0372 vom 4. Juli 2002), ferner die Reaktion der Kommission darauf. All dies mag als 
amtliches und trockenes Vorgehen erscheinen, es bietet jedoch die Möglichkeit, eine gewisse 
Struktur für die Vielzahl der einzelnen Mitteilungen zu schaffen, die in die vorliegenden 
Dokumente aufgenommen wurden.

Der Jahresbericht 2002

Im Jahresbericht für 2002 gibt die Kommission einen Überblick über die neuen Maßnahmen 
in den Mitgliedstaaten und den Beitrittsländern in verschiedenen Politikbereichen, es fehlt 
jedoch eine Analyse der konkreten Ergebnisse, die mit dieser Politik erzielt werden. Gerade 
die Präsentation der Ergebnisse der Gleichstellungspolitik ist wichtig, um zu prüfen, ob die 
Union den richtigen Weg mit ihrer Politik eingeschlagen hat oder ob eine Anpassung der 
Politik erforderlich ist. Der 7. Jahresbericht der Kommission über die Chancengleichheit für 
Männer und Frauen enthält folgende Kapitel: 
1. Geschlechtergleichstellung in einer erweiterten EU
2. Rahmenstrategie zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern
3. Besondere Politik und Aktionen für die Gleichstellung von Mann und Frau
4. Menschenrechte
5. Perspektiven für 2003

1. Erweiterung
Inzwischen sind die Verhandlungen über die Erweiterung um 10 Länder Ende 2002 
abgeschlossen, und der Beitritt zum 1. Mai 2004 ist eine Tatsache. Die meisten Beitrittsländer 
haben bei der Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich der 
Chancengleichheit für Frauen und Männer beträchtliche Fortschritte erzielt, der Aufbau von 
Einrichtungen und die Verstärkung der institutionellen und administrativen Kapazitäten auf 
diesem Gebiet sind jedoch weiterhin erforderlich, um die vollständige Umsetzung des 
Besitzstands zu gewährleisten. Darüber hinaus ist es wichtig, dass Frauen und 
Frauenorganisationen von der Öffnung des Aktionsprogramms für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern und von den Finanzmitteln profitieren, die für die Beitrittsländer im 
Rahmen der allgemeinen Hilfe der Kommission verfügbar sind.

2. Die Rahmenstrategie 
Ziel der Rahmenstrategie 2001-2005 ist es, für die Berücksichtigung der Chancengleichheit in 
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allen Politikbereichen der Kommission zu sorgen, um Einblick in die Tätigkeiten der 
Kommission und ihre Auswirkungen für das Leben von Frauen und Männern zu erhalten 
sowie eine ausgewogene Vertretung beider Geschlechter in Komitees und Gruppen von 
Sachverständigen zu fördern. Die Rahmenstrategie wird durch ein jährliches 
Arbeitsprogramm unterstützt, in dem die Prioritäten und Tätigkeiten der Dienststellen 
innerhalb der Kommission festgelegt werden.

Die Rahmenstrategie und das Arbeitsprogramm 2003 sind so umfassend, dass es beinahe 
unmöglich ist, dies im vorliegenden Bericht eingehend zu beurteilen. Glücklicherweise hat 
das Europäische Parlament in der Vergangenheit die verschiedenen Aspekte dieser 
Rahmenstrategie ausreichend berücksichtigt, indem es ausgezeichnete Berichte u.a. über die 
Beschäftigungsstrategie, die Strukturfonds, Frauen und Wissenschaft und soziale Integration 
ausgearbeitet hat. Ihre Berichterstatterin hat sich dafür entschieden, in diesen Bericht keine 
Wiederholungen der zuvor vom Parlament vertretenen Standpunkte aufzunehmen.

Die prioritären Maßnahmen aus dem Arbeitsprogramm für 2002 sind folgende:
– Beurteilung der Auswirkungen auf die Gebiete, in denen die Geschlechterdimension noch 

nicht integriert ist,
– die systematischere Sammlung der nach Geschlechtern aufgeschlüsselten Daten und 
– bessere Information und Ausbildung in den Dienststellen der Kommission.

In dem Bericht werden einige erfolgreiche Maßnahmen erwähnt, die die Kommission auf 
Gebieten ergriffen hat, auf denen die Integration der Gleichstellungspolitik noch nicht 
realisiert wurde. Vor allem die Bildung thematischer Arbeitsgruppen in den Dienststellen, die 
Durchführung von Studien und die Organisation von Konferenzen und Seminaren erwiesen 
sich als erfolgreich. Im Hinblick auf die Sammlung von Daten über die Gleichstellung von 
Männern und Frauen hat die Kommission weiterhin Indikatoren entwickelt, und zwar auch 
Indikatoren für den Erweiterungsprozess. Dennoch hat sich herausgestellt, dass die nationalen 
statistischen Ämter der Mitgliedstaaten die Aufschlüsselung von Daten nach Geschlecht 
stärker berücksichtigen müssen, da diese als Grundlage für die gemeinschaftliche 
Datensammlung dienen. Mehrere GD haben in die Ausbildung für neue Beamte den Aspekt 
des „Gender Mainstreaming“ aufgenommen.

Aus dem Jahresbericht 2002 geht hervor, dass es der Kommission nicht gelungen ist, die Zahl 
der Benennungen von Frauen für Komitees und Gruppen von Sachverständigen gegenüber 
2001 zu erhöhen. Der angestrebte Wert für die Vertretung von wenigstens 40% für jedes 
Geschlecht wird nur in sehr wenigen GD erreicht. Durch den Beschluss der Kommission von 
Juni 2000 müsste die Kommission in der Lage sein, das Gleichgewicht zwischen den 
Geschlechtern zu gewährleisten, da sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten, die 
Sozialpartner und andere Einrichtungen vier Personen für eine Planstelle vorschlagen müssen, 
wobei wenigstens eine Person jedes Geschlechts vertreten sein muss. Nach Auffassung Ihrer 
Berichterstatterin ist es wichtig, dass die Kommission darlegt, wie die Benennung von 
Personen für Komitees und Sachverständigengruppen 2002 erfolgt ist, um daraus Lehren für 
die folgenden Jahre zu ziehen.



PE 331.582 14/20 RR\518099DE.doc

DE

3. Spezifische Politik und spezifische Aktionen
In diesem Kapitel des Jahresberichts 2002 werden die Gesetzgebungsinitiativen der 
Mitgliedstaaten im Bereich von Maßnahmen gegen sexuelle Einschüchterung, für die 
Gewährleistung gleichen Entgelts und zur Förderung der Vereinbarkeit von Arbeit und 
Familie behandelt. Es wird jedoch nicht klar, inwiefern die Mitgliedstaaten gegen den 
derzeitigen Besitzstand im Bereich der Gleichstellung von Männern und Frauen verstoßen. 
Die Kommission arbeitet zwar jedes Jahr einen Bericht über die Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts1 aus, die Verstöße gegen die Rechtsvorschriften betreffend die 
Chancengleichheit werden darin jedoch nur in einem kleinen Absatz abgehandelt. Es wäre 
besser, wenn die Kommission Rechenschaft über ihre Rolle als Hüterin der Verträge in dem 
Jahresbericht abgibt, der sich auf die Chancengleichheit für Frauen und Männer konzentriert.

Im Rahmen des Aktionsprogramms 2001 bis 2005 hat die Kommission 8 Mio. € für Projekte 
im Jahr 2001 im Bereich des gleichen Entgelts und 7,5 Mio. € für 2002 für die Vereinbarkeit 
von Arbeit und Familie bereitgestellt. Im Jahr 2001 wurden 27 Projekte finanziert, im Jahr 
2002 waren es 18 Projekte. Die Ergebnisse von 2001 werden 2003 erwartet. Die Unterschiede 
beim Entgelt für Männer und Frauen bestehen noch immer. Wichtig ist die Art und Weise, in 
der die Kommission und der Rat auf die Unternehmen und andere Arbeitgeber einwirken, um 
eine wirkliche Veränderung der Entlohnungspraxis zu bewirken.

4. Menschenrechte
Hinsichtlich des Vorgehens gegen den Menschenhandel wurde im September 2002 die 
Erklärung von Brüssel abgegeben. Darin geht es um die weitere Entwicklung der 
europäischen und internationalen Zusammenarbeit, konkrete Maßnahmen und bewährte 
Praktiken. Ferner wird darin der Schutz der Opfer behandelt. Ihre Berichterstatterin ist der 
Ansicht, dass dieser Schutz nicht nur gewährt werden sollte, solange die Opfer des 
Menschenhandels sich in den Mitgliedstaaten aufhalten. Es sollte auch darüber nachgedacht 
werden, einen derartigen Schutz zu gewähren, wenn die Opfer in ihre Herkunftsländer 
zurückkehren (wollen) und dort mit Problemen mit Familienangehörigen oder mit den 
Menschenhändlern konfrontiert werden. In der Praxis hat sich gezeigt, dass Opfer sich 
manchmal in Lebensgefahr befinden, weil die Familie darauf bedacht ist, ihre Ehre zu rächen 
oder weil den Menschenhändlern durch die Rückkehr der Opfer ihre Gewinne entgehen. 
Daher ist es empfehlenswert, dass die Kommission eine Studie über die Betreuung der Opfer 
des Menschenhandels im Herkunftsland ausarbeitet und eine Strategie für ihren besseren 
Schutz in der Zukunft entwickelt.

Das Arbeitsprogramm 2003

Das Arbeitsprogramm für 2003 betrifft in erster Linie eine Bewertung des Arbeitsprogramms 
für 2002 im Hinblick auf die drei prioritären Aktionen, und zwar die Bewertung der 
Auswirkungen für die Bereiche, in die die Geschlechterdimension noch nicht integriert wurde, 
die systematischere Sammlung von nach Geschlechtern aufgeschlüsselten Daten und die 
bessere Information und Ausbildung in den Dienststellen der Kommission. Das vorliegende 
SEK-Dokument enthält eine sehr umfassende Übersicht über die Maßnahmen, die alle 
Generaldirektionen der Kommission im Jahr 2003 durchführen werden.

1 Z.B KOM(2002) 324, Neunzehnter Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
(2001).
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Eine Reihe von Dienststellen der Kommission zeigen wenig Bereitschaft, das „Gender 
Mainstreaming“ in die Politik einzubeziehen oder neue spezifische politische Aktionen 
durchzuführen. Hierbei sind folgende Generaldirektionen zu nennen: Wirtschaft und 
Finanzen, Wettbewerb, Energie und Verkehr, Steuern und Zollunion, Gesundheits- und 
Verbraucherschutz, Handel, Erweiterung, Büro für humanitäre Hilfe – ECHO, Haushalt, 
Dienststelle interne Rechnungsprüfung, gemeinsamer Dolmetscher-Konferenzdienst, 
Übersetzungsdienst, Dienststelle Veröffentlichungen, Juristischer Dienst, Presse und 
Kommunikation. Die Maßnahmen, die diese Generaldirektionen 2003 durchführen wollen, 
erweisen sich häufig als eine Wiederholung, was impliziert, dass diese Maßnahmen im Jahre 
2002 nicht von den Generaldirektionen durchgeführt wurden. Zehn von 15 
Kommissionsmitgliedern haben somit in der Praxis der Gleichstellungspolitik in ihren 
Dienststellen und Politikbereichen nicht genügend Aufmerksamkeit gewidmet. 

Im Bereich der Rechtsvorschriften für die Gleichstellung von Männern und Frauen ersucht 
Ihre Berichterstatterin um Berücksichtigung des „Options Paper“ der Kommission von Juli 
2003 über die Vereinfachung und Verbesserung dieser Rechtsvorschriften. Die Kommission 
sollte nach der Konsultationsrunde so schnell wie möglich Vorstellungen für die 
anzuwendende Strategie und die Einbeziehung der Optionen in einen oder mehrere 
Gesetzesvorschläge vorlegen. Dabei bedarf es der Abstimmung, insbesondere mit der 
Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied 
der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 
Beruf und der Änderungsrichtlinie 2002/73/EG sowie mit einem noch einzureichenden 
Richtlinienvorschlag über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen außerhalb des 
Berufslebens.

Der Rat

Nach Auffassung Ihrer Berichterstatterin sollte das Europäische Parlament auch den Rat im 
Hinblick auf seine Fortschritte auf dem Gebiet der Chancengleichheit für Frauen und Männer 
beurteilen. Der Rat hat in der Vergangenheit eine Reihe bemerkenswerter Schlussfolgerungen 
bezüglich der Empfehlungen der Aktionsplattform von Peking gezogen. Das Parlament hat 
dies bisher noch nicht berücksichtigt, was zum Teil dadurch zu erklären ist, dass diese 
Schlussfolgerungen nie als solche veröffentlicht wurden, sondern vielmehr in den (übrigens 
öffentlichen) Presseberichten versteckt sind, die als Berichte der Tagungen des Rates dienen, 
in diesem Fall des Rates für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten. 

Bereits im Dezember 1995 beschloss der Rat, jedes Jahr Bilanz in Sachen Ausführung der 
Aktionsplattform von Peking durch die Mitgliedstaaten1 zu ziehen. Während der 
Weiterbehandlung in den Jahren 1996 und 1997 stellte sich heraus, dass eine konsequentere 
und systematischere Überwachung erforderlich war, sodass der Rat im Dezember 1998 
vereinbarte, dass die jährliche Bewertung der Ausführung der Empfehlungen der 
Aktionsplattform von Peking einen Vorschlag für eine einfache Reihe von Indikatoren und 
Benchmarks umfassen sollte. Der Bericht des Rates „Indikatoren und Benchmarking: 
Berücksichtigung von Frauen in verantwortungsvollen und Entscheidungspositionen“, der 

1 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Madrid, 15. und 16. Dezember 1995.
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diesem Beschluss zugrunde liegt, wurde vom Rat übrigens nie veröffentlicht1.

Die finnische Präsidentschaft legte im Oktober 1999 neun Indikatoren für Frauen in 
verantwortungsvollen und Entscheidungspositionen2 fest. Die französische Präsidentschaft 
legte im November 2000 neun quantitative und qualitative Indikatoren für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beschäftigung3 fest. Die belgische Präsidentschaft legte im Dezember 2001 
neun Indikatoren für unterschiedliches Entgelt4 fest. Die dänische Präsidentschaft entwickelte 
schließlich im Dezember 2002 sieben Indikatoren über häusliche Gewalt gegen Frauen5. In 
den Schlussfolgerungen derselben Tagung übernimmt der Rat gleichzeitig die Aufgabe, 
regelmäßig Bilanz über die Fortschritte bei den erörterten Themen zu ziehen und die 
Fortschritte anhand der entwickelten Indikatoren zu bewerten.

Es ist seltsam, dass die Kommission bisher in keinem ihrer Jahresberichte über diese 
Tätigkeiten des Rates berichtet hat. Dies erweckt den Eindruck, dass Kommission und Rat in 
diesem Politikbereich völlig nebeneinanderher arbeiten. Noch seltsamer ist es, dass die 
Ratsbeschlüsse zwar mit einigem Spürsinn wiedergefunden werden können, die 
zugrundeliegenden Dokumente jedoch nicht veröffentlicht wurden. Die allerwichtigste Frage 
ist jedoch, haben die Mitgliedstaaten diese Indikatoren auch wirklich angewandt, und was ist 
daraus entstanden? Wo sind die Ergebnisse? In welchem Maße haben die Mitgliedstaaten die 
durch diese Indikatoren gesteckten Ziele erreicht?

Solange dieses Material nicht auf den Tisch gelegt wird, kann das Parlament die 
entsprechenden Tätigkeiten des Rates nicht gut bewerten, sodass dies eher auf eine virtuelle 
Übung hinausläuft. Daher ist es absolut notwendig, dass der Rat die bisher „geheimen“ 
Dokumente veröffentlicht und noch vor Ende dieser Wahlperiode dem Parlament einen 
zusammenfassenden Fortschrittsbericht über die Ausführung der Aktionsplattform 1995 durch 
die Mitgliedstaaten vorlegt. 

1 Schlussfolgerungen des Rates Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, 1. und 2. Dezember 1998.
2 Schlussfolgerungen des Rates Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, 22. Oktober 1999.
3 Schlussfolgerungen des Rates Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, 27. und 28. November 2000.
4 Schlussfolgerungen des Rates Beschäftigung und Sozialpolitik, 3. Dezember 2001.
5 Schlussfolgerungen des Rates Beschäftigung, Sozialpolitik, Volksgesundheit und Verbraucherfragen, 
2. und 3. Dezember 2002. 
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15. September 2003

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALE 
ANGELEGENHEITEN

für den Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit

zum Jahresbericht über die Chancengleichheit für Frauen und Männer in der Europäischen 
Union im Jahre 2002 
2003/2011(INI)

Verfasserin der Stellungnahme: Regina Bastos

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 14. Mai 2003 benannte der Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten Regina Bastos als Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seinen Sitzungen vom 9. Juli und 
10. September 2003.

In der letztgenannten Sitzung nahm er die nachstehenden Schlussfolgerungen einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Theodorus J.J. Bouwman, Vorsitzender; Marie-Hélène 
Gillig, stellvertretende Vorsitzende; Marie-Thérèse Hermange, stellvertretende Vorsitzende; 
Winfried Menrad, stellvertretender Vorsitzender; Regina Bastos, Verfasserin der 
Stellungnahme; Johanna L.A. Boogerd-Quaak (in Vertretung von Elspeth Attwooll), Hans 
Udo Bullmann (in Vertretung von Jan Andersson), Philip Bushill-Matthews, Alejandro 
Cercas, Harald Ettl, Carlo Fatuzzo, Ilda Figueiredo, Stephen Hughes, Anna Karamanou, 
Arlette Laguiller, Jean Lambert, Elizabeth Lynne, Thomas Mann, Mario Mantovani, Claude 
Moraes, Manuel Pérez Álvarez, Bartho Pronk, Helle Thorning-Schmidt, Ieke van den Burg 
und Sabine Zissener (in Vertretung von Luigi Cocilovo).
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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für die Rechte der Frau und Chancengleichheit, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt den Jahresbericht über die Chancengleichheit im Jahre 2002, dem angesichts 
der sich der Union mit der nächsten Erweiterung im Jahre 2004 stellenden 
Herausforderungen besonders große Bedeutung zukommt; begrüßt die von den 
Beitrittsländern im Bereich der Chancengleichheit eingeleiteten legislativen 
Maßnahmen und Initiativen im Bereich der Unterstützungsmechanismen und betont 
die Notwendigkeit, noch vor Ablauf des Jahres 2003 konkrete Maßnahmen zur 
Verwirklichung der Gleichstellung auszuarbeiten, um zu verhindern, dass das Ende 
der Wahlperiode 2004 zu Verzögerungen bei deren Umsetzung führt;

2. bekräftigt die Notwendigkeit eines dualen Ansatzes zur Behandlung der 
Gleichstellungsproblematik, insbesondere im Hinblick auf die Gewährleistung von 
gleicher Behandlung und gleichem Lohn bei gleicher Arbeit, der die von den 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Beschäftigungsstrategie vorgesehenen gezielten 
Maßnahmen im Bereich der Chancengleichheit mit einer echten politischen 
Integration der Geschlechterperspektive verbinden muss; ist der Ansicht, dass es von 
entscheidender Bedeutung sein wird, dass die Beschäftigungsstrategie Bezug nimmt 
auf die Finanzierung und Einrichtung einer Betreuungsinfrastruktur für Kinder und 
pflegebedürftige Personen sowie auf die Möglichkeit eines bezahlten Elternurlaubs;

3. hält es für notwendig, Anstrengungen zur Einbeziehung von Bereichen wie der 
sozialen Sicherheit zu unternehmen, mit dem Ziel, atypischen Arbeitsverhältnissen 
und verschiedenen Formen der Diskriminierung und sozialen Ausgrenzung von 
Frauen Rechnung zu tragen (Wanderarbeitnehmerinnen, Frauen, die ethnischen 
Minderheiten angehören, Frauen in ländlichen oder abgelegenen Gebieten, 
Alleinerziehende); ist ferner der Ansicht, dass Maßnahmen eingeleitet werden müssen, 
die den Zugang von Frauen zu lebenslangem Lernen und zu den neuen Informations- 
und Kommunikationstechnologien gewährleisten sollen, und dass die Gründe für die 
Unterrepräsentierung älterer Frauen auf dem Arbeitsmarkt untersucht und geeignete 
Maßnahmen getroffen werden müssen, um die Arbeitnehmer dazu zu ermutigen, 
länger berufstätig zu bleiben, vor allem durch die Schaffung von Arbeitsbedingungen, 
die die Beibehaltung bzw. die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit und den Wegfall 
der Anreize für einen vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand fördern; fordert die 
Kommission auf, die Konsequenzen verschiedener familienpolitischer Maßnahmen 
sowie deren mögliche negative Folgen in Bezug auf die Beschäftigungslage von 
Frauen und das Rentenalter zu analysieren;

4. stellt fest, das Ehefrauen in ländlichen Gebieten bezüglich ihres Rechts auf Arbeit und 
sozialen Schutz häufig in einer besonders benachteiligten Situation sind, und fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, besonders darauf zu achten, dass in 
diesem Bereich Gleichberechtigung und Chancengleichheit garantiert sind, und zwar 
einschließlich der Einbeziehung des Grundsatzes „gleicher Lohn bei gleicher Arbeit“ 
in den Bereich der Agrarindustrie;
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5. erinnert daran, dass die Strukturfonds, insbesondere der Europäische Sozialfonds, eine 
Komplementär- und Initiativrolle bei den von den Mitgliedstaaten durchzuführenden 
Maßnahmen zur Förderung der Frauenbeschäftigung auf nationaler wie auf lokaler 
Ebene übernehmen müssen;

6. betont, dass im Rahmen der Umsetzung der Europäischen Beschäftigungsstrategie und 
im Hinblick auf die Verwirklichung der Vollbeschäftigung und die Schaffung von 
qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen das weibliche Unternehmertum durch spezielle 
Maßnahmen, u.a. gezielte Ausbildung und Erleichterung des Zugangs zu Krediten, 
gefördert werden muss;

7. weist darauf hin, wie dies im Übrigen auch die Kommission tut, dass ein 
Beschäftigungszuwachs direkt mit der Möglichkeit zusammenhängt, Familien- und 
Berufsleben miteinander in Einklang zu bringen; begrüßt den auf der Tagung des 
Europäischen Rates in Barcelona von den Mitgliedstaaten gefassten Beschluss, bis 
2010 Betreuungseinrichtungen für mindestens 90% der Kinder im Vorschulalter 
bereitzustellen; betont aber die Notwendigkeit, gezielte Unterstützungsmaßnahmen für 
Frauen vorzusehen, um ihnen den Wiedereintritt in das Berufsleben zu erleichtern, 
nachdem sie ihre Kinder großgezogen haben, einen Gesamtkomplex von 
Dienstleistungen vorzusehen, um jungen Müttern die Möglichkeit zu geben, einen 
finanziell interessanten Arbeitsplatz zu finden (oder wieder zu finden), wobei die 
familiären Verpflichtungen der Frauen, nicht nur im Zusammenhang mit der 
Betreuung von Kindern, sondern auch von älteren, kranken oder behinderten 
Familienmitgliedern, zu verringern sind, und ferner gezielt dazu beizutragen, dass 
diese Lasten von Männern und Frauen gemeinsam getragen werden; 

8. ersucht die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten, ihr Augenmerk besonders 
auf die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung von Frauen zu richten, die 
davon häufig am stärksten betroffen sind; begrüßt die Entscheidung, der 
Geschlechterperspektive im Aktionsplan für soziale Eingliederung Rechnung zu 
tragen; betont die Notwendigkeit, der zunehmenden Zahl von älteren Frauen in der 
Gesellschaft entweder durch eine Reform der Rentensysteme zu begegnen, die den 
unterschiedlichen beruflichen Werdegang von Männern und Frauen (Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit, Halbzeitbeschäftigung usw.) berücksichtigt, oder durch die 
Einführung von für ältere Menschen, insbesondere ältere Frauen, bestimmten Sozial- 
und Gesundheitsdiensten, wie dies in der Entschließung des Parlaments vom 
15. Januar 2003 zur „Zukunft des Gesundheitswesens und der Altenpflege: 
Zugänglichkeit, Qualität und langfristige Finanzierbarkeit sichern“ gefordert wurde; 
betont angesichts der Überrepräsentierung der Frauen in der Gruppe der über 65-
Jährigen die Bedeutung der Berücksichtigung der Geschlechterperspektive in den 
nationalen Strategien für angemessene und nachhaltige Pensionssysteme und des 
Abbaus des Gefälles zwischen der durchschnittlichen Höhe der Renten von Frauen 
und Männern in den verschiedenen Mitgliedstaaten;

9. erkennt an, dass eine von vier Frauen in der EU bereits einmal in ihrem Leben Opfer 
häuslicher Gewalt geworden ist und dass Gewalt gegen Frauen ein Hindernis bei der 
vollständigen gesellschaftlichen Integration der Frau und der Durchsetzung ihrer 
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Gleichstellung ist; fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, 
Maßnahmen zur Verhinderung häuslicher Gewalt zu ergreifen, die insbesondere darin 
bestehen sollten, die Öffentlichkeit zu sensibilisieren und dieses Phänomen in den 
nationalen Rechtssystemen entsprechend anzuerkennen;

10. ist der Auffassung, dass der Kampf gegen den Menschenhandel eine politische 
Priorität der Europäischen Union bleiben muss; begrüßt, dass im Bereich des 
Menschenhandels eine europäische und internationale Zusammenarbeit mit den 
Ursprungs-, Transit- und Zielländern entsteht; bekräftigt erneut die Notwendigkeit 
einer Politik, die den Menschenhandel verhindert und die Opfer unterstützt, wie dies 
im Brüsseler Übereinkommen festgelegt ist;

11. unterstreicht die Bedeutung eine positiven Umsetzung der Rahmenstrategie für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern und betont, insbesondere unter Bezugnahme 
auf die für 2003/2004 festgelegten Prioritäten – Frauen im Entscheidungsprozess – die 
Notwendigkeit, die Präsenz von Frauen in den Zentren für Wirtschaftsentscheidungen 
auf öffentlicher wie privater Ebene zu verstärken; betont, dass der Schwerpunkt des 
Aktionsplans im Zusammenhang mit der Rahmenstrategie für die Gleichstellung auf 
der Förderung des Gender Mainstreaming in den Wirtschaftssektoren liegen muss, 
wobei spezielle Maßnahmen und Instrumente, u.a. Gender Budgeting, vorzusehen 
sind;

12. ersucht die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten - im Rahmen der Einführung 
von Richtwerten und eines Instruments zur Überwachung des Fortschritts in diesem 
Bereich - Maßnahmen für die Prävention und die Unterstützung der Opfer von 
häuslicher Gewalt und des besorgniserregenden Gesellschaftsphänomens des 
Frauenhandels einzuleiten und dabei u.a. eine enge Zusammenarbeit in diesen Fragen 
mit den Bewerberländern vorzusehen, aus denen die Opfer des Frauenhandels und der 
Zwangsprostitution häufig stammen;

13. stellt fest, dass Frauen in gewählten Versammlungen generell immer noch 
unterrepräsentiert sind, und fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten 
daher auf, sich in jeder Beziehung dafür einzusetzen, dass die Repräsentanz von 
Frauen in diesen Gremien verbessert wird; erinnert in diesem Zusammenhang daran, 
dass das langfristige Ziel in einer gleichberechtigten Vertretung von Frauen und 
Männern bestehen muss.


